
Wolfgang  

Zwischen 

und 

Streeck

Globalismus

Demokratie

Suhrkamp

Politische
Ökonomie im ausgehenden

Neoliberalismus



SV





Wolfgang Streeck

ZWISCHEN GLOBALISMUS
UND DEMOKRATIE

Politische Ökonomie im
ausgehenden Neoliberalismus

Suhrkamp



Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation

in der Deutschen Nationalbibliografie;
detaillierte bibliografische Daten sind im Internet

über http://dnb.d-nb.de abrufbar.

. Auflage 

Erste Auflage 
© Suhrkamp Verlag Berlin 

Alle Rechte vorbehalten, insbesondere das der Übersetzung, des öffent-
lichen Vortrags sowie der Übertragung durch Rundfunk und Fernsehen,

auch einzelner Teile.
Kein Teil des Werkes darf in irgendeiner Form (durch Fotografie,

Mikrofilm oder andere Verfahren) ohne schriftliche Genehmigung des
Verlages reproduziert oder unter Verwendung elektronischer Systeme

verarbeitet, vervielfältigt oder verbreitet werden.
Satz: Satz-Offizin Hümmer GmbH,Waldbüttelbrunn

Druck: GGP Media GmbH, Pößneck
Printed in Germany

ISBN ----
www.suhrkamp.de

http://dnb.ddb.de
http://www.suhrkamp.de


Inhalt

Vorwort . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Einleitung Steckengeblieben: Zwischen Globalismus und
Demokratie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Politische Form, ökonomisches Interesse: Ein
Wechselverhältnis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Wie weiter? Ein Tauziehen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Globalismus von links . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Kultur gegen Unkultur . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Demokratie als entproletarisiertes Wertesystem . . . . . 

Wirtschaftskrise, Staatensysteme . . . . . . . . . . . . . . . 

Größenwahn? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Zerlegte Komplexität . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

I. Kapitalistische Wirtschaft, demokratische Politik: Die
doppelte Krise des Neoliberalismus . . . . . . . . . . . . . . . 

Stagnation . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Keynes aus der Asche? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Schulden ohne Reue? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Ratlos . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Aussichtslos: Kapitalismus ohne Jenseits . . . . . . . . . . 

Staaten zwischen Demokratie und Globalismus . . . . 

Globalisierung gegen Demokratie . . . . . . . . . . . . . . 

Demokratie gegen Globalisierung . . . . . . . . . . . . . . 

Europa als Kampfzone und Sehnsuchtsort . . . . . . . . 



Deutschland: »Europa« als Zivilreligion . . . . . . . . . . 

Eurokitsch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Steckengeblieben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

II. Staaten und Staatensysteme: Integration und
Differenzierung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Gibbon: Einheit oder Vielfalt? . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Das Staatensystem: Eine Vermessung . . . . . . . . . . . . 

Metamorphosen des Nationalstaats . . . . . . . . . . . . . 

Staatlichkeit und der konstitutive Partikularismus
menschlicher Vergesellschaftung . . . . . . . . . . . . . . 

Exkurs I: Schottland und Katalonien . . . . . . . . . . . . 

Exkurs II: Deutschland zum Vergleich . . . . . . . . . . . 

Polanyi: Das globale Staatensystem als Bedingung der
Möglichkeit nationaler Demokratie . . . . . . . . . . . 

Das neoliberale Zwischenspiel . . . . . . . . . . . . . . . . . 

»Taking back control« . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Konföderation oder Imperium? . . . . . . . . . . . . . . . . 

Die Dimensionalität von Staaten und Staatensystemen
und ihre politische Ökonomie . . . . . . . . . . . . . . . 

III. Durchbruch nach oben? Großstaaterei und ihre
Grenzen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Widersprüche und Grenzen neoliberaler
Globalisierungspolitik: Acht Thesen . . . . . . . . . . . 

Globalisierung, Hyperglobalisierung . . . . . . . . . . . . 

Globale Marktwirtschaft, nationale Demokratie . . . . 

Einheit von oben: Global governance . . . . . . . . . . . . 

Global governance als technokratische Utopie . . . . . 

Noch ein Plan A . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Global governance als liberales Imperium . . . . . . . . . 

Corona: Die (lange versteckten) Kosten der
Globalisierung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Corona und die Finanzkrise des Staates: Eine
Vermutung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

6 INHALT



Nach oben nicht weiter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

IV. Europa: Gescheiterter Superstaat, scheiterndes
Imperium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Die Europäische Union als zum Scheitern verurteiltes
Imperium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Europa als Armeestaat? . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Europäische Solidarität I: Konsolidierung . . . . . . . . . 

Europäische Solidarität II: Verschuldung . . . . . . . . . 

Get real! . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

V. Ausweg nach unten: Kleinstaaterei und ihre
Möglichkeiten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Simon: Zerlegung von Komplexität . . . . . . . . . . . . . 

Keynes: Nationale Eigenständigkeit . . . . . . . . . . . . . 

Entglobalisierung und alternative Entwicklung . . . . . 

Globaler Polyzentrismus . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Entflechtung: Corona und die Lieferketten . . . . . . . . 

Der Keynes-Polanyi-Staat: National, souverän,
demokratisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Besser kleiner . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

»Wirtschaftspatriotismus«: Einmal Globalismus und
zurück . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Große Krise, kleine Staaten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Die Geldfrage . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Demokratische Kleinstaaterei und globale
Gemeinschaftsgüter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Kooperativ statt imperial: Aussicht auf eine neue
internationale Ordnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

VI. Quintessenz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

Literaturverzeichnis . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 

INHALT 7





Vorwort

Dieses Buch steht, wie vieles, was heute geschriebenwird, in der
Tradition Karl Polanyis. Gegenstand jeder politischen Ökono-
mie in seinerNachfolge, theoretisch wie praktisch, ist die gesell-
schaftliche Einbettung der unter demLiberalismus losgelassenen
kapitalistischen Ökonomie – die Sozialisierung der Ökonomie
zur Verhinderung der Verwirtschaftung der Gesellschaft. Ein-
bettung heißt Rückgewinnung gesellschaftlicher Kontrolle über
den Selbstlauf selbstregulierender Märkte. Aber keine Einbet-
tung ohne Bett. So kommt die Staatsfrage ins Spiel und die
Politik kehrt in die politische Ökonomie zurück. Kapitalismus-
theorie verlangt nach Staatstheorie. Aber wiemuss ein Staat aus-
sehen, mit dem die Rückbettung einer kapitalistischen Ökono-
mie in den Wirkungskreis demokratischer, den oligarchischen
Elitismus des Marktes egalitär korrigierender Politik möglich
wäre?

Eine Gesellschaft, die eine kapitalistische Wirtschaft einbet-
ten will, benötigt einen regierungsfähigen Staat. Und nicht nur
das.Wenn Einbettung Gestaltbarkeit kraft egalitärer Demokra-
tie bedeuten soll – und nichts anderes bedeutet sie jedenfalls
bei Polanyi –, dann muss der Staat, in den eingebettet wird, de-
mokratischer Beeinflussung undWillensbildung zugänglich sein.
So werden Struktur, Verfassung, Architektur von Staatlichkeit
zum Gegenstand einer politischen Theorie des Kapitalismus,
und politische Ökonomie muss sich für eine Institutionentheo-
rie öffnen, in der es nicht um »den Staat« im Allgemeinen geht,
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sondern um historisch real existierende Staaten in historisch
real existierenden Staatensystemen, die die Handlungsfähigkeit
ihrer Staaten befördern, begrenzen oder zunichtemachen. Des-
halb beschäftige ich mich in diesem Buch mit der Struktur von
Staatlichkeit und dem Kampf um diese, inWeiterverfolgung und
Ausweitung früherer Untersuchungen über die Krisen des Kapi-
talismus und das Verhältnis von Kapitalismus und Demokratie
im . Jahrhundert (Streeck b; a).

Nicht, dass das Thema bei Polanyi nicht präsent wäre. Pola-
nyi warÖkonom,Historiker, Anthropologe, aber er war gewiss
kein marxistischer Systemtheoretiker. Der turbulenten Politik
seiner Zeit, der nationalen wie der internationalen, hat er nie-
mals den Versuch angetan, sie in ein abstraktes Schema irgend-
eines Histo- oder gar Diamats einzuzwängen. Ähnlich wie der
späte Friedrich Engels war er sich der wie auch immer »relati-
ven« Autonomie staatlichenHandelns und vor allem der konsti-
tutiven Offenheit historischer Ausgänge elementar bewusst. Es
war denn auch ein Aufsatz Polanyis aus dem Jahr , der letzt-
lich den Anstoß zu diesem Buch gegeben hat – ein Aufsatz, in
dem die Möglichkeit einer Bändigung, einer Domestizierung
und, vielleicht,Überwindung des Kapitalismus vor demHinter-
grund der politischenWeltlage am Ende des ZweitenWeltkriegs
diskutiert wird und in dem internationale, zwischenstaatliche
Beziehungen als Bedingungskonstellationen für eine den Kapi-
talismus vergesellschaftende demokratische Politik behandelt
werden (Polanyi ). Keine antikapitalistische Innenpolitik oh-
ne zu ihr passende, sie ermöglichende Außen- und Weltpolitik,
ohne ein ihr günstiges Staatensystem; kein Verständnis der In-
nenpolitik eines Staates ohne Berücksichtigung seiner Einbet-
tung in ein internationales Staatensystem; kein Verständnis
der Außenpolitik innerhalb eines Staatensystems ohne Berück-
sichtigung der Innenpolitik seiner Mitgliedstaaten. Dieser Zu-
sammenhang ist die Prämisse auch dieses Buchs.

Mein Ansatz, die Problematik einer politisch-ökonomisch
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einbettungsfähigen Staatlichkeit in einer zeithistorischen, durch-
aus auch zeitdiagnostischen Perspektive zu behandeln, scheint
mir im Übrigen ganz im Sinne Polanyis zu sein. Nach dem in
den er Jahren einsetzenden Scheitern der sozialdemokrati-
schen Transformation der »großen« Transformation stellt sich
heute das Problem der Wiedergewinnung gesellschaftlicher Kon-
trolle über eine im Zuge des »frivolen Experiments« des Neo-
liberalismus ein zweites Mal freigelassene kapitalistische Wirt-
schaft erneut, und zwar in einer Gegenwart, die ich als von einer
doppelten Krise geprägt beschreibe: einer Wirtschaftskrise und
einer Staaten- oder Staatlichkeitskrise, die sich auf mannigfache
Weise gegenseitig bedingen und sich in einer komplexen Stagna-
tionskrise vereinigen.Während die kapitalistischeÖkonomie nun
schon jahrzehntelang nur noch unter geldschöpferischerNotbe-
atmung keuchend weiterläuft, wird das neoliberale Projekt ei-
ner Ablösung der Nationalstaaten durch global governance oder
gar durch Superstaatlichkeit von einer plebejisch-populistischen
Gegenbewegung blockiert, national wie international. Damit
steckt das Staatensystem, steckt Staatlichkeit, so die These die-
ses Buches, zwischen Globalismus und Demokratie, zwischen
»oben« und »unten« fest. Bestrebungen zuweiterer neoliberaler
Zentralisierung stoßen auf Forderungen nach lokaler Selbstbe-
stimmung, mal von links, mal von rechts, schwer auszusortie-
ren, immer aber »von unten«, wobei der populäre Widerstand
gegen den elitären Globalismus sich um eine Verteidigung des
Nationalstaats und der in ihm potentiell gegebenen populär-
demokratischen Einflusschancen sowie um Zweifel an deren
Verlagerbarkeit »nach oben« herum organisiert.

Meine in diesem Buch ausgearbeitete Intuition ist, dass eine
Überführung von Staatlichkeit in global governance, eine »Über-
windung« des Nationalstaats zugunsten internationaler Or-
ganisationen oder globalisierter oder regionalisierter Super-
staatlichkeit auf die Errichtung einer demokratischem Einfluss
entzogenenTechno- oderMerkatokratie –Experten- oderMarkt-
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herrschaft –, oder beider zugleich, hinauslaufen und eine Rück-
gewinnung demokratischen Einflusses auf die kapitalistische
Ökonomie auf lange Zeit unmöglich machen würde. Deshalb,
so mein Argument, darf dem neoliberalen Sirenengesang von
einer alle Menschen zu Brüdern machenden Verlagerung von
Politik und Demokratie auf ein zukünftiges, erst noch aufzu-
bauendes weltweites Regierungssystem kein Gehör geschenkt
werden. Dies nicht nur, weil das Ziel sozialontologisch unreali-
sierbar ist, sondern auch, weil schon kleine Schritte in Richtung
auf eine weitere Entnationalisierung von Politik und Demokra-
tie, legitimiert durch die Perspektive einer nationenbefreiten
Welt- oder Kontinentalregierung, nichts anderes sein können als
Schritte in Richtung auf eine Entdemokratisierung von Politik
und politischer Ökonomie.

Der Kampf gegen den neoliberalen Zentralismus findet unter
erschwerten Bedingungen statt. Wie schon in der Zwischen-
kriegszeit berühren sich »rechte« autoritäre mit »linken« egalitä-
renGegenbewegungen, wenn es um die Verteidigung desNatio-
nalstaats als Ort des Schutzes gegen die gesellschaftszerlegende
Volatilität von Märkten und relativen Preisen geht; dieses Pro-
blem hat schon Polanyi gekannt. In der Gegenwart der zweiten,
erweiterten und überarbeiteten Auflage des Kampfes gegen den
Marktliberalismus kommt erschwerend hinzu, dass die neolibe-
ralen Globalisierer Verbündete in der grün-linken postindus-
triellen Mitte der Gesellschaft gewonnen haben, die sich vor dem
selbstregulierendenWeltmarkt weniger fürchten als vor dem re-
gulierenden Nationalstaat, der ihnen als nach außen tendenziell
aggressiv und nach innen tendenziell diktatorisch erscheint. Die
dem zugrunde liegende, sich als kosmopolitisch missverstehen-
de Weltsicht, die sie mit den Globalisten teilen, schwächt die
Verteidiger egalitär-redistributiver Politik, deren klassische Ar-
tikulationskanäle überdies gegenwärtig durch Identitätspolitik
und Kulturrevolutionen aller Art verstopft sind.
Wer eine wissenschaftliche Abhandlung schreibt, tut gut dar-
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an, sich früh zu überlegen, vonwem er oder sie erwartet, dass sie
nach Lektüre ihre An- und Weltsichten revidieren werden. In
meinem Fall sind das diejenigen, die glauben, dass eine globale,
sich weltweit erstreckende kapitalistische Wirtschaft auch glo-
bal regiert werden kann, weil sie global regiert werdenmuss. Da-
gegen möchte ich zeigen, dass die Welt, wenn sie überhaupt re-
giert werden soll, nur unterteilt regiert werden kann. Je globaler
ein Zusammenhang ist, desto komplexer, Staatlichkeit überfor-
dernder, am Ende unregierbarer, wenn man so will: staatsfreier,
demokratischen Prozessen entzogener und deshalb undemo-
kratischer ist er. Kosmopolit sein im Sinne von global gover-
nance kann deshalb nur, wer darauf vertraut, dass ein sich selbst
überlassener Freilauf einer globalisierten Wirtschaft in einem
alle gleichermaßen glücklich machendenGleichgewicht endet –
oder, alternativ, dass eine gerechte Verteilung von Lebenschan-
cen irgendwann durch eine ebenfalls sich selbst überlassene,
gigantische globale Expertokratie, vielleicht unterstützt durch
eine globale Datenverarbeitungsmaschine, bewerkstelligt wer-
den kann.

Kernthemen dieses Buches sind dementsprechend die Gren-
zen integrierter und die Chancen differenzierter Staats- und Re-
gierungssysteme, das heißt hier die überschätzten Fähigkeiten
großteilig-einheitlich zentralisierter und die unterschätzten Mög-
lichkeiten kleinteilig-verteilter dezentraler Ordnungen, politisch
wie administrativ, in Bezug auf politics wie policy sowie unter
dem Gesichtspunkt des Verhältnisses von Kapitalismus und
Demokratie. Hier greife ich ein Thema auf, das als die Skalen-
politik von Staatensystemen bezeichnet worden ist und in den
letzten Jahren zunehmend Aufmerksamkeit gefunden hat: die
Größe der innerhalb eines Staatensystems bestehenden Staaten,
die durch diese bedingtenMöglichkeiten und Unmöglichkeiten
politischenHandelns sowie die Interessen und Entscheidungen,
die die »Schneidung« von Staaten und ihren Grenzen im Ver-
hältnis zu den ihnen unterliegenden Gesellschaften betreffen.
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Ein in diesem Zusammenhang immer wieder auftauchender
Schlüsselbegriff ist derjenige der Komplexität, angewandt in Zu-
sammenhang mit der neoliberalen Revolution der er und
er Jahre auf die Welt der »globalisierten«Wirtschaft. Auch
hier argumentiere ich politisch-ökonomisch, nicht systemtheo-
retisch, indem ich bestreite, dass »die Welt« im . Jahrhundert
von sich aus komplex geworden ist und sich infolgedessen an-
schließend als unregierbar herausgestellt hat. In Wahrheit ist ih-
re unregierbare Komplexität in ihrer heutigenGestalt ein Ergeb-
nis strategischer Entgrenzung mit dem politischen Ziel, dem
egalitären und egalisierenden demokratischen Regieren und Re-
giertwerden als solchem ein Ende zu setzen – das Ergebnis, wenn
man so will, eines liberal-anarchistischen strukturellen Staats-
und Marktstreichs gegen den staatlich administrierten Kapita-
lismus der Nachkriegszeit (Brown ; ), mit hohen und
wachsenden Kosten für die von diesem befreiten Nationen.1

Kurz zusammengefasst ist meine These, dass Staaten, wenn
sie richtig auf- und eingestellt sind, nach innen und im Zusam-
menhang der sie umgebenden Staatensysteme als gesellschaft-
liche Halteseile für eine insWeltoffene strebende kapitalistische
Wirtschaft brauchbar sind. Damit wende ich mich gegen die
kosmopolitische Illusion, dass »Globalisierung«, insbesondere

 Dieser Gedanke findet sich schon  in dem gemeinsamen Vortrag
von Renate Mayntz und Fritz Scharpf anlässlich der Verleihung des in
Erinnerung an Niklas Luhmann gestifteten Bielefelder Wissenschafts-
preises (Mayntz und Scharpf ). In ihrem Vortrag räumen sie ein,
dass Luhmanns Steuerungsnihilismus gegen ihr Projekt einer politisch-
gesellschaftlichen Steuerungstheorie gewonnen habe; zugleich beste-
hen sie aber darauf, dass dies nicht, wie von Luhmann behauptet, einer
inhärenten Selbstreferentialität des ökonomischen Systems geschuldet
sei; vielmehr handele es sichum ein historisch kontingentes Resultat po-
litischer (Steuerungs-)Entscheidungen, die ein Hinauswachsen der
Wirtschaft über nationale Grenzen – ihre »Globalisierung« – gezielt be-
trieben haben.
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in der von ihr nach  angenommenen Form, jemals etwas an-
deres bedeuten könnte als eine Herrschaft des Marktes über die
in diesen dann eingelagerte und von ihm unter Wettbewerbs-
druck gesetzte Vielfalt menschlicher Vergesellschaftung. Ich wer-
de argumentieren, dass das, was zur Regulierung derselben als
global governance angeboten wird, nicht eine neue Form von
Staatlichkeit ist, sondern eine Alternative zu ihr, und zwar eine
für die Stabilität und Bewohnbarkeit der Gesellschaft unzuläng-
liche. Tatsächlich begann im versuchten allmählichen Übergang
zu global governance ein eigenartiges Absterben des Staates – ei-
genartig unter anderem deshalb, weil es auf nur einen, sehr spe-
ziellen Ausschnitt seiner im . Jahrhundert erworbenen Funk-
tionenbeschränkt blieb: denjenigen, der dazu dient, die Resultate
kapitalistischer Märkte egalitär zu korrigieren. Gegen die Vor-
stellung, dass die »komplexe« Welt von heute immer zentrali-
siertere Regime »benötigt«, die sich partikular-spezifischer dis-
kretionärer Eingriffe enthalten müssen, weil sie zu ihnen weder
politisch noch technisch in der Lage sind, wende ich ein, dass
Regime umso anfälliger sind, je zentralisierter sie sind – und
dass es deshalb imGegenteil darum gehenmuss, prospektive Su-
perstaaten und überforderte Imperien durch einen Wiederauf-
bau dezentralisierter Souveränität abzulösen. Dem unterliegt
als Prämisse, dass Staaten und politische Herrschaft allgemein
insofern ein Janusgesicht aufweisen, als sie zugleich partikula-
ren Machtinteressen und allgemeinen Ordnungsinteressen die-
nen und, von blutigen Ausnahmen abgesehen, Letztere bedie-
nen müssen, um Erstere bedienen zu können – ein Umstand,
der in manchen »linken« Theorien politischer Herrschaft nicht
vorkommt. Politische Gerechtigkeit und technische Funktions-
fähigkeit sind offensichtlich nicht dasselbe, auch wenn zwischen
ihnen vielfältige Interdependenzen bestehen mögen, denen hier
nicht nachgegangen werden kann – jedenfalls nicht über die von
mir geteilte und im weiteren Verlauf ausgeführte Annahme hin-
aus, dass jenseits eines bestimmten Zentralisierungsgrads politi-
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sche Regime nicht nur sozial exklusiv, sondern auch funktional
defizitär werden, also ihre Ziele nur noch diktatorisch, und das
heißt: mit hoher Wahrscheinlichkeit des Scheiterns verfolgen
können.
Als dieses Buch halb fertig war, kam das Virus. Es hieß da-

mals, dass es alles in Frage stellen werde, und für eine kurze Zeit
hatte ich befürchtet, das Projekt aufgeben oder mit ihm von vor-
ne anfangen zu müssen. Dies erwies sich dann doch als unbe-
gründet. Das Virus hat viele der Probleme lediglich radikali-
siert, die sich schon vor seiner Ankunft gestellt haben: von der
Krisenanfälligkeit des heutigenKapitalismus bis zur unterschied-
lichen Handlungsfähigkeit unterschiedlich zentralisierter Staa-
ten und Staatenverbände und allgemein zur Zukunftsfähigkeit
des globalisierten Neoliberalismus. Zunächst hatte ich daran ge-
dacht, genau das in einem eigenen Corona-Kapitel oder einem
Corona-Appendix auseinanderzulegen; aber so wären imHaupt-
teil des Buches zu viele Stellen stehengeblieben, die sich nach
Corona (und als Nach-Corona hat man sich das Frühjahr 
im Sommer  ja noch vorgestellt) etwas anachronistisch ge-
lesen hätten. So war dann anmanchen Stellen im teilweise schon
annähernd fertigen Text doch noch auf die Seuche einzugehen,
meist in dem Sinn, dass Corona die jeweils besprochene Ent-
wicklung nicht beendet, sondern sie im Gegenteil verstärkt und
beschleunigt habe, wie etwa die Verschuldung der Staaten des
demokratischen Kapitalismus, die seit den er Jahren stän-
dig gestiegen ist, nach  besonders, und nach  ganz be-
sonders.Wennman vorsichtig genugmit den Begriffen umgeht,
dann lässt sich die Corona-Krise in der Tat dem globalisierten
Kapitalismus ebenso als endogen zurechnen wie seinerzeit die
Finanzkrise: als das (durchaus absehbare) Eintreten eines aus
Rentabilitätsgründen unversichert gebliebenen Großrisikos, das
sich aus der globalen und deshalb unregierbaren Vernetzung des
kapitalistischen Produktions- und Akkumulationsprozesses er-
gibt, wobei die Beseitigung der Schäden den gleichgetakteten
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Staaten des hyperglobalisierten Staatensystems zu bleibender
Last fällt.

Die Begrifflichkeit der Analysen in diesem Buch –National-
staat, Staatensysteme, Superstaat, Imperium – passtmutatis mu-
tandis auch auf Europa, sowohl auf das in der EU mehr oder we-
niger organisierte als auch auf den nicht unbeträchtlichen Rest:
eine Teilwelt auf demWeg zu projektierter Teilweltglobalisierung.
Mit meiner Kritik an der Richtung, in welche die europäische
»Einigung« sich in den letzten drei Jahrzehntenmit Binnenmarkt
undWährungsunion bewegt hat, mit ihrem Steckenbleiben zwi-
schen einer illusionären Superstaats- und Zentralisierungsutopie
und strategisch abgewerteter Nationalstaatlichkeit, halte ich da-
bei nicht hinter dem Berg. Im Anschluss daran entwickle ich,
für meine Verhältnisse ausnahmsweise, eine Idee für einen al-
ternativen Lauf der Dinge und ein besseres Ende dessen, was
als »Integration« bezeichnet wird: das, was ich das Keynes-Po-
lanyi-Modell eines einigen, nicht aber vereinten Europas nenne,
eines Europas friedfertiger, nichtimperialer, demokratischer
und souveräner Klein- und Mittelstaaten.

Hier möchte ich allerdings nicht missverstanden werden. An-
ders als die unendlich vielen unendlich langen Verbesserungsre-
zepte, die eine Brüssel-konforme, programmatisch unskeptische
Europaforschung jahrzehntelang produziert hat, ohne dass ein
einziges davon auch nur von ferne irgendeiner »Umsetzung«
nahgekommen wäre, ist das, was ich nicht vorschlagen, sondern
lediglich zur Sprache bringen möchte, kein »Plan« im Sinne ei-
ner Konstruktionszeichnung; das würde ein Maß an Naivität
voraussetzen oder vortäuschen, welches vorzutäuschen ich kei-
nen Grund habe. Stattdessen geht es mir darum zu zeigen, dass
sich in der Tradition der politischen Ökonomie und Staatstheo-
rie des . Jahrhunderts gute Gründe finden lassen, warumman
sich das staatlich geordnete Europa der Zukunft gerade heute
nicht mehr nur als Alternative zwischen Techno- und Merkato-
kratie, also zwischen Skylla und Charybdis, vorstellen muss
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und warum das in Brüssel, Berlin und Paris mit Feuereifer über
die Köpfe der europäischen Gesellschaften hinweg betriebene
Integrations- und Zentralisierungsprojekt ein anachronistisches
Überbleibsel aus den letzten Jahrzehnten des . Jahrhunderts
ist, das sich überlebt hat und immer mehr Schaden anrichten
wird, wenn man sich seiner nicht bald entledigt.

»Praktische« Folgen, wie gesagt, erwarte ich nicht. Die für
den Karlspreis der Stadt Aachen Schlange stehenden »Europa-
politiker« sind längst auf beiden Augen für alle Alternativen er-
blindet.Wenn ich mich bemühe darzulegen, dass man sich den
Lauf der Dinge plausibel auch anders vorstellen könnte, heißt
das nicht, dass ich glaube, dass es der EU und Europa durch eine
neu erleuchtete Entschlossenheit ihrer Eliten erspart bleiben
könnte, auf lange Zeit in einem Stellungskrieg, in einem so kräf-
tezehrenden wie immobilisierenden Tauziehen zwischen seinen
Nationen und innerhalb derselben zwischen ihren jeweiligen
»Nationalisten« und »Europäern«, also den kontinentalen Klein-
globalisten, festzustecken. Politischer Wandel, auch zum Besse-
ren, kommt ohnehin nicht durch einsichtige Verwirklichung
überlegener Konstruktionszeichnungen zustande, sondern nur
dann, wenn es mächtigen Beteiligten dämmert, dass die Dinge
nicht mehr so weitergehen können wie bisher, weil sonst die
Verhältnisse auch für sie immer unerträglicher werden; wenn
der Preis für zuzukaufende Zeit inflationär steigt; und wenn
die Halbwertzeit improvisierter Zwischenlösungen immer kür-
zer wird, bis die sich ablösenden Krisen so eng zusammenrü-
cken, dass zwischen ihnen keine Atempause mehr bleibt. Wo-
rauf es in solchen Momenten ankommt, sind die Intuitionen
der dann noch oder erstmals handlungsmächtigen Akteure, de-
nen ihre lange kultivierten Selbstverständlichkeiten im Ange-
sicht der Wirklichkeit abhandengekommen sind. Was man als
Politikwissenschaftler versuchen kann, wenn man Hilfe leisten
will, ist, diese Intuitionen vorab zu beeinflussen, indem man
dafür sorgt, dass das, von dem zu wünschen wäre, dass es beim
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Auslaufen einer alten Gesellschaft in machtbewehrte Hand-
lungsorientierungen einfließt, weniger exotisch erscheint, als
es erscheinen würde, wenn es vorher noch nie gesagt worden
wäre. Jedenfalls ist man als Autor eines Buches wie des vorlie-
genden immerhin frei sich einzubilden, dass man so vielleicht
eine Schneise in das politische Gemeinverständnis schlagen
kann, auf der sich in der Zeit bis zum Ausbruch der nächsten
Krise Ideen vorarbeiten könnten, die, wenn sie es tatsächlich
mit Glück bis nah an die Praxis schafften, Anderes und Besseres
bewirken würden als eine bloße Weiterverfolgung historisch
überholter, ortlos gewordener Politikpfade.

Das hier bevorwortete Buch ist am Max-Planck-Institut für
Gesellschaftsforschung in Köln entstanden, wo ich als emeri-
tierter Direktor das Privileg habe und nutze, meine wissen-
schaftliche Arbeit nachmeinemGeschmack fortzusetzen, solan-
ge ich mir das zutraue. Indem ich den amtierenden Direktoren
Lucio Baccaro und Jens Beckert dafür danke, möchte ich sie
und das Institut zugleich von jeglichem Verdacht freisprechen,
dass die vonmir vorgetragenen, gelegentlich durchaus dezidier-
ten Schlussfolgerungen irgendwie eine Linie »des Instituts« wie-
dergäben; eine solche Linie gibt es bei uns nicht, hat es nie gege-
ben und wird es nicht geben. Unabhängig davon trifft zu, dass
ich ohne die laufende Beobachtung der am Institut betriebenen
Forschung, insbesondere über »Europa«, und die kollegiale Dis-
kussion derselben – stellvertretend für viele andere möchte ich
vor allem Renate Mayntz, Fritz Scharpf und Martin Höpner er-
wähnen – dieses Buch so nicht hätte schreiben können. Dassel-
be gilt für die vom Institut bereitgestellte exzellente technische
Unterstützung, vor allem durch seine schlechthin unübertreff-
liche Bibliothek und ihre Mitarbeiterinnen. Ganz besonders
zu danken habe ich schließlich einer Sukzession »wissenschaft-
licher Hilfskräfte« – eine Bezeichnung, die dem Können und
dem Engagement derer, die damit gemeint sind, Hohn spricht –,
von deren Zuarbeit ich bis heute zehre; hinsichtlich des vorlie-
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